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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Gesundheitswesen 
(11. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung der Bundesärzteordnung 

— Drucksache V/3838 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Jungmann 


I. Allgemeines 

Der obengenannte Gesetzentwurf wurde in der 
218. Sitzung des Deutschen Bundestages vom 
26. Februar 1969 dem Ausschuß für Gesundheits- 
wesen federführend und an den Innenausschuß zur 
Mitberatung überwiesen. 

Der Innenausschuß hat die Vorlage in seiner 
Sitzung am 3. Juni 1969 beraten und folgende Stel- 
lungnahme abgegeben: 

„Der Innenausschuß empfiehlt dem federführen- 
den Ausschuß für Gesundheitswesen, der in § 3 
Abs. 3 des Entwurfs vorgesehenen Härteklausel 
in der Fassung der Regierungsvorlage zuzustim- 
men. Er vermag dem abweichenden Vorschlag 
des Bundesrates aus den aus der Stellungnahme 
der Bundesregierung ersichtlichen Gründen, aber 
auch deswegen nicht zu folgen, weil ein absoluter 
Ausschluß der ausländischen Mediziner von der 
Approbation eine ungerechtfertigte mit den allge- 
meinen Grundsätzen nicht zu vereinbarenden 
Diskriminierung des ärztlichen Berufsstandes 
herbeiführen würde. Der Wegfall der Härte- 
klausel hätte aber auch zur Folge, daß die aus- 
ländischen Mediziner die Approbation auf dem 
Umweg der Erlangung der deutschen Staatsange- 
hörigkeit zu erreichen versuchen würden, obgleich 
sie sonst in vielen Fällen eine Einbürgerung gar 
nicht angestrebt hätten. Die meisten Härtefälle 
würden auch auf diesem Wege wegen der im 
Staatsangehörigkeitsrecht bestehenden Vorschrif- 
ten nicht befriedigend gelöst werden können. 


lung abweichen, bittet der Innenausschuß um die 
erneute Mitberatung." 

Der Ausschuß für Gesundheitswesen hat sich drei 
Sitzungen mit der Vorlage befaßt. 

Die vom Ausschuß vorgeschlagene Änderung der 
Bundesärzteordnung betreffen im wesentlichen: 

Die Neuordnung des ärztlichen Berufes und die 
Anpassung an die Bestimmungen der Bundes- 
Apothekerordnung mit der Ersetzung des Begriffs 
„Bestallung" durch den Begriff „Approbation". 

Schon seit längerem bestand Einigkeit bei allen 
Beteiligten darüber, daß die Bestallungsordnung in 
der jetzt geltenden Fassung nicht mehr den Anfor- 
gerungen und Bedürfnissen gerecht wird. Vor 
allem bestand auch Einmütigkeit darüber, daß die 
ärztliche Ausbildung rationalisiert, intensiviert und 
insbesondere stärker praktisch ausgerichtet sein 
müsse. Aus diesem Grunde sieht die vorgeschlagene 
Änderung eine Hervorhebung der praktischen Aus- 
bildung vor. 

Im übrigen folgt die Vorlage einem früheren 
Wunsche des Ausschusses für Gesundheitswesen, 
dem der Bundestag zugestimmt hat, den Begriff 
„Bestallung als Arzt" durch den Begriff „Approba- 
tion als Arzt" zu ersetzen und bringt die formelle 
Anpassung der Bundesärzteordnung an die Bundes- 
Apothekerordnung vom 6. Juni 1968. 


II. Zu den einzelnen Bestimmungen 


Sollte der Ausschuß für Gesundheitswesen von 
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Zur Überschrift hatte die Bundesregierung vor- 
ges chlag en, in Anpassung an die Bunde s-T lerärzts- 
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Ordnung vom 17. Mai 1965 zwischen Bundes und 
Ärzteordnung einen Bindestrich zu setzen. Der Aus- 
schuß glaubt in diesem Fall dem Vorschlag der Bun- 
desregierung nicht folgen zu sollen. Er hält den 
Hinweis auf die Bundes-Tierärzteordnung, nicht für 
stichhaltig und schlägt daher vor, es bei der bis- 
herigen Schreibweise zu belassen. 

Zu § 2 

Hier erfolgt die Ersetzung der Worte „Bestallung 
als Arzt 11 durch die Worte „Approbation als Arzt". 

Zu § 2 a 

Die Einführung eines § 2 a entspricht § 3 der Bun- 
des-Apothekerordnung und § 3 der Bundes-Tier- 
ärzteordnung. 

Zu § 3 

Die Nummern 1 bis 4 des Absatzes 1 entsprechen 
dem geltenden Recht. Der Ausschuß schlägt vor, die 
Bezugnahme auf den Besitz der bürgerlichen Ehren- 
rechte zu streichen, da das neue am 1. Januar 1970 
in Kraft tretende Strafrecht die Aberkennung der 
bürgerlichen Ehrenrechte nicht mehr vorsieht. 

Die Verkürzung des Medizinstudiums auf sechs 
Jahre unter Einschluß der praktischen Ausbildung, 
die bisher außerhalb des Medizinstudiums und nach 
der ärztlichen Staatsprüfung abzuleisten war, ent- 
spricht sowohl den seit langen Jahren erhobenen 
Forderungen des Deutschen Ärztetages wie auch 
den Empfehlungen des Wissenschaftsrates. Ab- 
weichend von der Regierungsvorlage war der Aus- 
schuß der einmütigen Auffassung, daß die praktische 
Ausbildung innerhalb des Medizinstudiums nicht 
zwingend in einem zusammenhängenden Jahr, son- 
dern je nach der Gestaltung der Studienpläne ein- 
gegliedert werden sollte. Er schlägt deshalb vor, die 
Dauer der praktischen Ausbildung auf mindestens 
acht und höchstens zwölf Monaten festzulegen, um 
auf diese Weise eine größtmögliche Anpassung an 
die künftige Entwicklung und an die mit dieser 
neuen Unterrichtsform gemachten Erfahrungen zu 
ermöglichen. Diese Veränderung des Regierungs- 
entwurfs sollte außerdem erreichen, daß in der 
Approbationsordnung auch verschiedene Modelle 
sowohl für eine Übergangszeit als auch für einen 
längeren Zeitraum ermöglicht werden. 

Der Ausschuß ist außerdem einem Vorschlag des 
Bundesrates gefolgt und hat die Worte „einer Kran- 
kenanstalt" durch das Wort „Krankenanstalten" er- 
setzt, um klarzustellen, daß wegen der Freizügig- 
keit der Studierende wahlweise in mehreren Kran- 
kenanstalten seine Ausbildung durchführen kann. 

Hinsichtlich der Erteilung der Approbation an 
Deutsche aufgrund einer in der Sowjetischen Be- 
satzungszone Deutschlands oder im Sowjetsektor 
von Berlin abgeschlossenen Ausbildung ist eine An- 
passung an die Bundes-Tierärzteordnung erfolgt. 
Während im geltenden Recht die Gleichwertigkeit 
der Ausbildung vom Antragsteller nachzuweisen 
war, hat nunmehr die für die Erteilung der Approba- 
tion zuständige Behörde gegebenenfalls nachzu- 


weisen, daß der Ausbildungsstand nicht gleichwertig 
ist. 

In Absatz 2 hatte der Bundesrat vorgeschlagen, 
folgenden Satz einzufügen: 

„Die Erteilung der Approbation darf nicht er- 
folgen, wenn der Antragsteller im Geltungsbereich 

dieses Gesetzes eine ärztliche Prüfung oder Vor- 
prüfung endgültig nicht bestanden hat." 

Zur Begründung war ausgeführt worden, Per- 
sonen, die nicht in der Bundesrepublik endgültig 
eine ärztliche Vorprüfung oder ärztliche Prüfung 
nicht bestanden und damit nach inländischem Recht 
die Nichteignung für den ärztlichen Beruf bewiesen 
haben, könnten über den Umweg einer Ausbildung 
im Inland doch noch zum Arztberuf in Deutschland 
zugelassen werden. Dies würde insbesondere be- 
güterten Bevölkerungskreisen zugute kommen, so 
daß auch die Chancengleichheit aller Bewerber um 
die Zulassung zum ärztlichen Beruf beeinträchtigt 
würde. 

Der Ausschuß glaubt, diesem Vorschlag, dem 
die Bundesregierung nicht widersprochen hat, nicht 
folgen zu sollen. Er hält den Hinweis auf die be- 
grenzten Prüfungskenntnisse für nicht durchgreifend. 
Entscheidend ist nach Auffassung des Ausschusses 
vielmehr, ob die Gleichwertigkeit des Ausbildungs- 
standes garantiert ist oder nicht. 

In Absatz 3 waren nach dem Vorschlag der Bun- 
desregierung Ausnahmen für „besondere Einzel- 
fälle, insbesondere für Härtefälle" vorgesehen. Der 
Bundesrat hatte vorgeschlagen, die Bezugnahme auf 
„Härtefälle" zu streichen. Der Ausschuß für Gesund- 
heitswesen ist dem Vorschlag des Bundesrates da- 
durch gefolgt, daß er den Absatz 3 insoweit neu 
gefaßt hat. 

Nach eingehender Erörterung, an der auch ein 
Mitglied des Ausschusses für Gesundheitswesen des 
Bundesrates teilgenommen hat, und in Anbetracht 
der Stellungnahme des Innenausschusses, ist der 
Ausschuß zu dem Ergebnis gekommen, daß auf die 
Berücksichtigung „besonderer Einzelfälle" bei der 
Erteilung der Approbation an Ausländer nicht ver- 
zichtet werden kann, die ausdrückliche zusätzliche 
Aufführung von „Härtefällen" neben den „beson- 
deren Einzelfällen" jedoch eine außerordentliche 
Erschwerung für die für die Erteilung dieser Appro- 
bationen zuständigen Behörden bedeuten würde. 

Der Ausschuß war der Auffassung, daß die Härte- 
fälle unter den Begriff der „besonderen Einzelfälle" 
fallen, zumal für die Beurteilung der Einzelfälle 
jeweils ganz verschiedene Gesichtspunkte maßge- 
bend sein werden. 

Der Ausschuß glaubt, mit dieser Neufassung den 
berechtigten Interessen aller Beteiligten Rechnung 
getragen zu haben. Aus diesem Grunde hielt er 
auch eine erneute Beratung des Innenausschusses 
nicht für erforderlich, insbesondere auch deshalb 
nicht, weil die vom Ausschuß vorgeschlagene 
Lösung die vom Innenausschuß in seiner Stellung- 
nahme geäußerten Befürchtungen einer Diskrimi- 
nierung des ärztlichen Berufsstandes nicht recht- 
fertigt. Das gilt auch hinsichtlich der vom Innenaus- 
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schuß vertretenen Auffassung, daß die ausländischen 
Mediziner die Approbation auf dem Umwege der 
Erlangung der deutschen Staatsangehörigkeit zu er- 
reichen versuchen, obwohl sie sonst in vielen Fällen 
keine Einbürgerung angestrebt hätten. Gerade in 
diesen Fällen erschien es dem Ausschuß zweck- 
mäßiger, von „besonderen Einzelfällen" als von 
„Härtefällen" zu sprechen. 

Im übrigen hat der Ausschuß durch die Satzauf- j 
teilung eine Klarstellung gebracht, die deutlicher j 
als die Fassung des Regierungsentwurfs zum Aus- 
druck bringt, daß hinsichtlich der Ausbildungsvor- 
aussetzungen zwei Möglichkeiten - — Ausbildung in 
der Bundesrepublik und Ausbildung außerhalb des 
Geltungsbereiches des Gesetzes — gegeben sind. 

Zu § 4 

Die Veränderungen in § 4 ergeben sich, soweit sie 
die praktische Ausbildung in Krankenanstalten be- 
treffen, aus den Beschlüssen des Ausschusses zu 
§ 3 Abs. 1 Nr. 4. 

Für die Ausbildung in Erster Hilfe glaubte der 
Ausschuß darauf verzichten zu sollen, auch die 
Stellen zu nennen, durch die diese Ausbildung er- 
folgen soll. 

Die übrigen Änderungen — „unterrichtsfreie statt 
vorlesungsfreie' 1 — sind überwiegend redaktioneller 
Art. Es soll dadurch vermieden werden, daß der 
Begriff der Vorlesung im Gesetz verankert wird. 

Zu § 5 und der Einfügung des § 5 a 

Die §§ 5 und 5 a bringen eine Anpassung an 
die Bundes-Apothekerordnung. Bei der Zurück- 
nahme der Approbation ist jeweils entscheidend, 
ob der Ausbildungsstand gleichwertig ist oder nicht. 
Dies ist zum Schutz der Volksgesundheit eine un- 
abdingbare Forderung. Andererseits soll aus rechts- 
staatlichen Erwägungen und Gründen des Ver- 
trauensschutzes sichergestellt werden, daß Auslän- 
dern künftig Approbation nicht mit der Begründung 
wieder entzogen werden kann, bei der Erteilung der 
Approbation sei zu Unrecht das öffentliche Inter- 
esse oder das Vorliegen eines besonderen Einzel- 
falles angenommen worden. 

Zu § 6 

In § 6 wird neben der Wiedereinführung des 
Begriffs „Approbation" klargestellt, daß ein Arzt, 
dessen Approbation ruht, den ärztlichen Beruf nicht 
ausüben darf. Entsprechende Regelungen enthalten 
die Bundes-Apothekerordnung und die Bundes- 
Tierärzteordnung. Darüber hinaus hat der Ausschuß 
durch die Einfügung eines neuen Absatzes 4 klar- 
gestellt, daß bei Ruhen der Approbation die Behörde 
zulassen kann, daß die Praxis dieses Arztes durch 
einen anderen weitergeführt werden kann. Durch 
die Übertragung der Befugnis auf die zuständige 
Behörde ist nach Meinung des Ausschusses eine 


den praktischen Bedürfnissen entsprechende Lösung 
gefunden worden. Darüber hinaus kann die Behörde 
nach den Bedürfnissen des Einzelfalles entscheiden 
und auch eine Weiterführung überhaupt ablehnen. 

Zu § 10 

Der Ausschuß ist dem Vorschlag des Bundesrates 
und den Auffassungen aller ärztlichen Organisa- 
tionen gefolgt, statt von „Ausbildung zum Facharzt" 
grundsätzlich von „Weiterbildung zum Facharzt" zu 
sprechen. 

Der Ausschuß wollte damit nicht nur dem gelten- 
den Recht entsprechen, sondern zugleich seinen, 
schon bei der Beratung und Verabschiedung der 
Bundes-Tierärzteordnung, eingenommenen Stand- 
punkt bekräftigen, daß die Bundeskompetenz für die 
Zulassung zu den Heilberufen gemäß Artikel 74 
Nr. 19 GG mit der Approbation zu einem der Heil- 
berufe endet. 

Er wollte damit auch erneut zum Ausdruck brin- 
gen, daß der ärztliche Beruf unbeschadet der Spezia- 
lisierung auf einzelne Fachgebiete eine Einheit dar- 
stellt. Dem entspricht auch der Beschluß des Aus- 
schusses, in diesem Bericht die Notwendigkeit nicht 
nur der Weiterbildung zur Erreichung bestimmter 
Qualifikationen, sondern auch der Fortbildung für 
alle Ärzte, ohne Rücksicht auf ihre Tätigkeit und 
Stellung, ausdrücklich hinzuweisen. 

Zu Artikel 2 

Die in den Übergangsbestimmungen vorgesehene 
Herabsetzung der bisher auf höchstens zwei Jahre 
festgesetzten Medizinalassistentenzeit auf ein Jahr 
soll nach Auffassung des Ausschusses, nicht durch 
Rechtsverordnung, sondern durch dieses Gesetz fest- 
gesetzt werden. In Anbetracht der Tatsache, daß die 
praktische Ausbildung während des Medizin- 
studiums in den letzten Jahren an allen Hochschu- 
len bereits wesentlich verstärkt worden ist, glaubt 
der Ausschuß auf die ersatzweise Verlängerung der 
Famulatur, beziehungsweise auf die Einfügung zu- 
sätzlicher Unterrichtsveranstaltungen für eine Über- 
gangszeit verzichten zu können. 

Zu der Entschließung 

Bei der Beratung dieses Gesetzentwurfs hat sich 
der Ausschuß auch eingehend mit den Gedanken 
und Plänen für eine Neuordnung des Medizin- 
studiums beschäftigen müssen. Da er in diesem 
Gesetz nur in den Umrissen bestimmen kann, wie 
die künftige Approbationsordnung aussehen soll, 
ohne seine eigenen Vorstellungen dazu im einzel- 
nen festlegen zu können, hielt es der Ausschuß für 
erforderlich, den Verordnungsgeber zu ersuchen, 
wenigstens einige wichtige Grundsätze bei dem Er- 
laß der Approbationsordnung für Ärzte zu berück- 
sichtigen. 


Bonn, 26. Juni 1969 


Dr. Jungmann 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache V/3838 — in 
der aus der Anlage ersichtlichen Fassung anzu- 
nehmen, 

2. die Bundesregierung zu ersuchen, die neue 
Approbationsordnung für Ärzte so zu gestalten, 
daß sie der schnellen Entwicklung der medi- 
zinischen Wissenschaft laufend angepaßt werden 


kann und deshalb die Vorschriften über den 
Unterricht und die Prüfungen in einem beson- 
deren Katalog zusammenzufassen, der in be- 
stimmten Abständen überprüft und gegebenen- 
falls geändert werden soll; dabei soll insbeson- 
dere der erforderliche Spielraum der Hochschu- 
len bei der Gestaltung der Studienpläne und bei 
der Vermittlung des Wissensstoffes durch die 
Prüfungsbestimmungen nicht unangemessen ein- 
geschränkt werden. 


Bonn, 26. Juni 1969 


Der Ausschuß für Gesundheitswesen 


Frau Dr. Hubert 

Vorsitzende 


Dr. Jungmann 

Berichterstatter 
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Beschlüsse des 11. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung der Bundesärzteordnung 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Die Bundesärzteordnung vom 2. Oktober 1961 

(Bundesgesetzbl. I S. 1857) wird wie folgt geändert: 

1. In § 2 Abs. 1 werden die Worte „Bestallung als 
Arzt" ersetzt durch die Worte „Approbation als 
Arzt' 1 . 

2. Hinter § 2 ist folgender § 2a einzufügen: 

,§ 2a 

Die Berufsbezeichnung „Arzt" oder „Ärztin" 
darf nur führen, wer als Arzt approbiert oder 
nach § 2 Abs. 2 oder 3 zur vorübergehenden Aus- 
übung des ärztlichen Berufs befugt ist.' 

3. Die Überschrift vor § 3 erhält folgende Fassung: 

„II. Die Approbation" 

4. §§ 3 und 4 erhalten folgende Fassung: 

„§ 3 

(1) Die Approbation als Arzt ist auf Antrag 
zu erteilen, wenn der Antragsteller 

1. Deutscher im Sinne des Artikels 116 
des Grundgesetzes oder heimatloser 
Ausländer im Sinne des Gesetzes über 
die Rechtsstellung heimatloser Aus- 
länder im Bundesgebiet vom 25. April 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 269) ist, 

2. sich nicht eines Verhaltens schuldig 
gemacht hat, aus dem sich seine Un- 
würdigkeit oder Unzuverlässigkeit zur 
Ausübung des ärztlichen Berufs ergibt, 

3. nicht wegen eines körperlichen Gebre- 

chens oder wegen Schwäche seiner gei- 
stigen oder körperlichen Kräfte oder 
wegen einer Sucht zur Ausübung des j 
ärztlichen Berufs unfähig oder unge- | 
eignet ist, | 

4. nach einem Studium der Medizin von 
mindestens sechs Jahren, von denen 
mindestens acht, höchstens zwölf Mo- 
nate auf eine praktische Ausbildung in 
Krankenanstalten entfallen müssen, j 


die ärztliche Prüfung im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes bestanden hat. 

Eine in der Sowjetischen Besatzungszone 
Deutschlands oder im Sowjetsektor von Berlin 
erworbene abgeschlossene Ausbildung für die 
Ausübung des ärztlichen Berufs gilt als Aus- 
bildung im Sinne der Nummer 4, es sei denn, daß 
die Gleichwertigkeit des Ausbildungsstandes 
nicht gegeben ist. 

(2) Ist die Voraussetzung nach Absatz 1 Nr. 4 
nicht erfüllt, so ist die Approbation als Arzt zu 
erteilen, wenn der Antragsteller eine außerhalb 
des Geltungsbereiches dieses Gesetzes abge- 
schlossene Ausbildung für die Ausübung des 
ärztlichen Berufs erworben hat und die Gleich- 
wertigkeit des Ausbildungsstandes gegeben ist. 
Absatz 1 Satz 2 bleibt unberührt. 

(3) Ist die Voraussetzung nach Absatz 1 Nr. 1 
nicht erfüllt, so kann die Approbation als Arzt 
in besonderen Einzelfällen oder aus Gründen des 
öffentlichen Gesundheitsinteresses erteilt wer- 
den. Sofern der Antragsteller zugleich die Vor- 
aussetzung nach Absatz 1 Nr. 4 nicht erfüllt, ist 
die Erteilung der Approbation nur zulässig, wenn 
er eine außerhalb des Geltungsbereichs dieses 
Gesetzes abgeschlossene Ausbildung für die Aus- 
übung des ärztlichen Berufes erworben hat und 
die Gleichwertigkeit des Ausbildungsstandes ge- 
geben ist. Absatz 1 Satz 2 bleibt unberührt. 

(4) Soll die Erteilung der Approbation wegen 
Fehlens einer der Voraussetzungen nach Ab- 
satz 1 Nr. 2 und 3 abgelehnt werden, so ist der 
Antragsteller oder sein gesetzlicher Vertreter 
vorher zu hören. 

(5) Ist gegen den Antragsteller wegen des 
Verdachts einer strafbaren Handlung, aus der 
sich seine Unwürdigkeit oder Unzuverlässigkeit 
zur Ausübung des ärztlichen Berufs ergeben 
kann, ein Strafverfahren eingeleitet, so kann die 
Entscheidung über den Antrag auf Erteilung der 
Approbation bis zur Beendigung des Verfahrens 
ausgesetzt werden. 

§ 4 

(1) Der Bundesminister für Gesundheitswesen 
regelt durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates in einer Approbationsordnung für 
Ärzte die Mindestanforderungen an das Studium 
der Medizin einschließlich der praktischen Aus- 
bildung in Krankenanstalten, sowie das Nähere 
über die ärztliche Prüfung und die Approbation. 
In der Rechtsverordnung kann ein vor Beginn 
oder während der unterrichtsfreien Zeiten des 
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vorklinischen Studiums abzuleistender Kranken- 
pflegedienst, eine Ausbildung in Erster Hilfe so- 
wie eine während der unterrichtsfreien Zeiten 
des klinischen Studiums abzuleistende Famulatur 
vorgeschrieben werden. Die Zulassung zur ärzt- 
lichen Prüfung darf vom Bestehen höchstens 
zweier Vorprüfungen abhängig gemacht werden. 
Es soll vorgesehen werden, daß die ärztliche 
Prüfung in zeitlich getrennten Abschnitten abzu- 
legen ist. Dabei ist sicherzustellen, daß der letzte 
Abschnitt innerhalb eines Monats nach dem 
Ende des Studiums abgelegt werden kann. In der 
Rechtsverordnung ist ferner die Anrechnung von 
Ausbildungszeiten und Prüfungen, die außerhalb 
des Geltungsbereiches dieses Gesetzes abgelegt 
werden, zu regeln. 

(2) In der Rechtsverordung ist vorzusehen, 
daß die Auswahl der Krankenanstalten durch 
die Hochschulen im Einvernehmen mit der zu- 
ständigen Gesundheitsbehörde erfolgt; dies gilt 
nicht für Einrichtungen der Hochschulen." 

5. § 5 erhält folgende Fassung: 

„§ 5 

(1) Die Approbation ist zurückzunehmen, wenn 
bei ihrer Erteilung eine der Voraussetzungen 
nach § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und 3 nicht Vorge- 
legen hat, die ärztliche Prüfung nach § 3 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 4 nicht bestanden oder die Ausbildung 
nach § 3 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 oder 3 nicht abge- 
schlossen war. 

(2) Die Approbation ist zu widerrufen, wenn 
nachträglich eine der Voraussetzungen nach § 3 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 weggefallen ist." 

6. Hinter § 5 wird folgender § 5 a eingefügt: 

„ § 5 a 

(1) Die Approbation kann zurückgenommen 
werden, wenn bei ihrer Erteilung die Voraus- 
setzung nach § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 nicht Vor- 
gelegen hat. 

(2) Die Approbation kann widerrufen wer- 
den, wenn nachträglich eine der Voraussetzun- 
gen nach § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 weggefallen ist. 

(3) Eine nach § 3 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 oder 3 
erteilte Approbation kann zurückgenommen 
werden, wenn die Gleichwertigkeit des Ausbil- 
dungsstandes nicht gegeben war." 

7. §§ 6 bis 9 erhalten folgende Fassung: 

»§ 6 

(1) Das Ruhen der Approbation kann angeord- 
net werden, wenn 

1. gegen den Arzt wegen des Verdachts 
einer strafbaren Handlung, aus der 
sich seine Unwürdigkeit oder Unzuver- 


lässigkeit zur Ausübung des ärztlichen 
Berufes ergeben kann, ein Strafver- 
fahren eingeleitet ist, 

2. nachträglich eine der Voraussetzungen 
nach § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 weg- 
gefallen ist oder 

3. Zweifel bestehen, ob die Vorausset- 
zungen des § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 
noch erfüllt sind und der Arzt sich 
weigert, sich einer von der zuständigen 
Behörde angeordneten amts- oder fach- 
ärztlichen Untersuchung zu unterzie- 
hen. 

(2) Die Anordnung ist aufzuheben, wenn ihre 
Voraussetzungen nicht mehr vorliegen. 

(3) Der Arzt, dessen Approbation ruht, darf 
den ärztlichen Beruf nicht ausüben. 

(4) Die zuständige Behörde kann zulassen, 
daß die Praxis eines Arztes, dessen Approbation 
ruht, für einen von ihr zu bestimmenden Zeit- 
raum durch einen anderen Arzt weitergeführt 
werden kann. 

§ 7 

Der Arzt oder sein gesetzlicher Vertreter ist in 
den Fällen der §§ 5, 5 a und 6 Abs. 1 vor der 
Entscheidung zu hören. 

§ 8 

(1) Bei einer Person, deren Approbation oder 
Bestallung wegen Fehlens oder späteren Weg- 
falls einer der Voraussetzungen des § 3 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 und 3 zurückgenommen oder wider- 
rufen worden ist und die einen Antrag auf Wie- 
dererteilung der Approbation gestellt hat, kann 
die Entscheidung über diesen Antrag zurück- 
gestellt und zunächst eine Erlaubnis zur Aus- 
übung des ärztlichen Berufs bis zu einer Dauer 
von zwei Jahren erteilt werden. 

(2) Die Erlaubnis wird nur widerruflich und 
befristet erteilt; sie kann auf bestimmte Tätig- 
keiten und Beschäftigungsstellen beschränkt wer- 
den. Personen, denen die Erlaubnis erteilt wor- 
den ist, haben im übrigen die Rechte und Pflich- 
ten eines Arztes. 

§ 9 

Auf die Approbation kann durch schriftliche Er- 
klärung gegenüber der zuständigen Behörde ver- 
zichtet werden. Ein Verzicht, der unter einer Be- 
dingung erklärt wird, ist unwirksam." 

8. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Erlaubnis kann auf bestimmte 
Tätigkeiten und Beschäftigungsstellen be- 
schränkt werden. Sie darf nur widerruflich 
und nur bis zu einer Gesamtdauer der ärzt- 
lichen Tätigkeit von höchstens vier Jahren im 
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Geltungsbereich dieses Gesetzes erteilt oder 
verlängert werden. Eine weitere Erteilung 
oder Verlängerung der Erlaubnis ist für den 
Zeitraum möglich, der erforderlich ist, damit 
der Antragsteller eine unverzüglich nach Er- 
teilung der Erlaubnis begonnene Weiterbil- 
dung zum Facharzt abschließen kann, die in- 
nerhalb von vier Jahren aus von ihm nicht zu 
vertretenden Gründen nicht beendet werden 
konnte. Die weitere Erteilung oder Verlän- 
gerung ist nur zulässig, wenn die Gewähr 
dafür gegeben ist, daß die Weiterbildung 
innerhalb dieses Zeitraums abgeschlossen 
wird; sie darf den Zeitraum von drei Jahren 
nicht überschreiten.“ 

b) Es werden folgende Absätze 3 bis 5 angefügt: 

„(3) Eine Erlaubnis darf ausnahmsweise 
über die in Absatz 2 genannten Zeiträume 
hinaus erteilt oder verlängert werden, wenn 
es im Interesse der ärztlichen Versorgung der 
Bevölkerung liegt oder wenn der Antragstel- 
ler asylberechtigt ist. 

(4) Die Erlaubnis für ausländische Ärzte 
darf bis zum 31. Dezember 1975 ausnahms- 
weise, abgesehen von den Fällen der Absätze 
2 und 3, auch erteilt oder verlängert werden, 
wenn diese am 1. Januar 1970 den ärztlichen 
Beruf im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
mindestens acht Jahre lang ausgeübt haben. 

(5) Personen, denen eine Erlaubnis zur 
Ausübung des ärztlichen Berufs erteilt wor- 
den ist, haben im übrigen die Rechte und 
Pflichten eines Arztes." 

9. §§ 12 bis 14 erhalten folgende Fassung: 

„§ 12 

(1) Die Approbation erteilt in den Fällen des 
§ 3 Abs. .1 Satz 1 die zuständige Behörde des 
Landes, in dem der Antragsteller die ärztliche 
Prüfung abgelegt hat. 

(2) Die Entscheidungen nach § 3 Abs. 1 Satz \ 
in Verbindung mit Satz 2, Abs. 2 oder 3 sowie 
nach §§ 5 bis 6 und 8 trifft die zuständige Be- 
hörde des Landes, in dem der Antragsteller oder 
Arzt 

1. seinen Wohnsitz hat oder 

2. wenn eine Zuständigkeit nach Num- 
mer 1 nicht gegeben ist, seinen Wohn- 
sitz begründen will, oder 

3. wenn eine Zuständigkeit nach Num- 
mer 1 oder Nummer 2 nicht gegeben 
ist, zuletzt seinen Wohnsitz gehabt hat. 

Satz 1 gilt entsprechend für die Entgegennahme 
der V erzichtserkläruiiy nach § 9. 

(3) Die Entscheidungen nach § 10 trifft die 
zuständige Behörde des Landes, in dem der An- 
tragsteller den ärztlichen Beruf auszuüben beab- 
sichtigt. 


(4) Die Entscheidungen über die Erteilung 
oder Versagung einer Approbation nach § 3 
Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 oder 3 sowie über die Rück- 
nahme einer nach diesen Vorschriften erteilten 
Approbation nach § 5 Abs. 1 letzter Halbsatz oder 
§ 5 a Abs. 3 sollen nur im Benehmen mit dem 
Bundesminister für Gesundheitswesen getroffen 
werden. 

(5) Die Landesregierung bestimmt die zur 
Durchführung dieses Gesetzes zuständigen Be- 
hörden. 

§ 13 

Mit Gefängnis bis zu einem Jahr und mit 
Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen wird 
bestraft, 

1. wer, ohne als Arzt approbiert oder nach § 2 
Abs. 2 oder 3 zur Ausübung des ärztlichen 
Berufs befugt zu sein, die Berufsbezeich- 
nung „Arzt“ oder „Ärztin“ führt oder eine 
Bezeichnung führt, durch die der Anschein 
erweckt werden kann, er sei Arzt, 

2. wer die Heilkunde berufs- oder gewerbs- 
mäßig ausübt, solange durch vollziehbare 
Verfügung das Ruhen der Approbation an- 
geordnet ist. 

§ 14 

(1) Eine Approbation oder Bestallung, die 
bei Inkrafttreten dieser Vorschrift in ihrem 
Geltungsbereich zur Ausübung des ärztlichen 
Berufs berechtigt, gilt als Approbation im Sinne 
dieses Gesetzes. 

(2) Eine vor Inkrafttreten dieser Vorschrift 
erteilte Erlaubnis zur vorübergehenden Aus- 
übung des ärztlichen Berufs gilt mit ihrem bis- 
herigen Inhalt als Erlaubnis nach § 10 dieses 
Gesetzes.“ 


Artikel 2 

(1) Personen, die bei Inkrafttreten dieses Geset- 
zes nach vollständig bestandener ärztlicher Vorprü- 
fung die klinische Ausbildung nach den Vorschrif- 
ten der Bestallungsordnung für Ärzte vom 15. Sep- 
tember 1953 begonnen haben, schließen die Aus- 
bildung nach diesen Vorschriften ab. Die nach § 3 
Abs. 1 Nr. 6 der Bundesärzteordnung vom 2. Ok- 
tober 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1857) vorge- 
schriebene Medizinalassistentenzeit wird für diesen 
Personenkreis auf ein Jahr festgesetzt. Der Bundes- 
minister für Gesundheitswesen wird ermächtigt, in 
Abänderung der Bestallungsordnung für Ärzte vom 
15. September 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1334), zu- 

rTPäriHpTt H 1 1 Hin "Punftn \T nrnr/4m m rr r» i -t r 
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Änderung der Bestallungsordnung für Ärzte vom 
31. Mai 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 447), durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
die Aufgliederung der Medizinalassistentenzeit für 
diesen Personenkreis neu festzusetzen. Für Perso- 
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nen, die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes bereits 
die Medizinalassistentenzeit begonnen haben, en- 
det diese frühestens nach einem Jahr, soweit in die- 
ser Zeit je vier Monate auf einer Abteilung für in- 
nere Krankheiten und auf einer chirurgischen Ab- 
teilung abgeleistet worden sind. 

(2) Die erforderlichen Ubergangsregelungen für 
die Personen, die sich im Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens dieses Gesetzes in der vorklinischen Aus- 
bildung nach den Vorschriften der Bestallungsord- 
nung für Ärzte vom 15. September 1953 befinden, 
sind in der Rechtsverordnung nach § 4 zu treffen. 


Artikel 3 

Der Bundesminister für Gesundheitswesen wird 
ermächtigt, den Wortlaut der Bundesärzteordnung 
in der sich aus diesem Gesetz ergebenden Fassung 
und unter neuem Datum neu bekanntzumachen. Er 


kann dabei Unstimmigkeiten des Wortlauts beseiti- 
gen und die Paragraphenfolge ändern. 


Artikel 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 des 
Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes er- 
lassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 


Artikel 5 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1970 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt Artikel 26 des Ersten Gesetzes zur 
Reform des Strafrechts (1. StrRG) vom... (Bundes- 
gesetzbl. IS.... außer Kraft. 
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